
 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Brüssel, den 16. Oktober 2017 

sj.h(2017)5713180  

AN DEN HERRN PRÄSIDENTEN UND DIE MITGLIEDER 

DES GERICHTSHOFS DER EUROPÄISCHEN UNION 

STELLUNGNAHME 

Gemäß Artikel 23 Absatz 2 des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs der 

Europäischen Union eingereicht von  

der EUROPÄISCHEN KOMMISSION, vertreten durch Frau Yona MARINOVA, Frau Julie 

SAMNADDA und Frau Kathrin PETERSEN, Mitglieder ihres Juristischen Dienstes, als 

Bevollmächtigte,  

Zustellungsadresse: Juristischer Dienst, Greffe contentieux, BERL 1/169, 1049 Brüssel – der 

Zustellung aller Verfahrensschriftstücke über e-Curia wird zugestimmt – 

in der Rechtssache C-299/17 

wegen Vorabentscheidung 

in dem Verfahren 

VG Media Gesellschaft zur Verwertung der Urheber- und Leistungsschutzrechte von 

Medienunternehmen mbH, 

- Klägerin im Ausgangsverfahren- 

gegen 

Google Inc.  

- Beklagte im Ausgangsverfahren – 

wegen Auslegung der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen 

Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft. 
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Die Kommission erlaubt sich, in der vorliegenden Rechtssache die folgenden Ausführungen 

zu unterbreiten: 

I. Sachverhalt im Ausgangsverfahren 

1. Die Parteien des Ausgangsverfahrens streiten über Verletzungen von 

Leistungsschutzrechten von Presseverlegern und einer daraus resultierenden 

Schadensersatzpflicht. 

2. Die Beklagte betreibt mehrere Suchmaschinen (u.a. Google Suche) und eine automatisch 

erstellte Nachrichten-Website (Google News), auf der sie in der Art eines Magazins 

Nachrichten aus einem beschränkten Kreis von Nachrichtenquellen anzeigt. Die 

Nachrichten auf der Internetseite stammen nicht von der Beklagten selbst, sondern 

werden – ohne journalistische Aufbereitung nach Relevanz oder Wahrheitsgehalt der 

Artikel durch Menschenhand – von  Computern anhand eines Algorithmus aus einer 

Vielzahl von Nachrichtenquellen zusammengetragen (Aggregator). Die Einträge werden 

automatisch generiert und ständig aktualisiert. Die Beklagte vermittelt über ihre Online-

Dienste zudem kostenpflichtig Werbeanzeigen Dritter auf eigenen Internetseiten und auf 

Internetseiten Dritter.  

3. Die Klägerin ist eine in Deutschland zugelassene Verwertungsgesellschaft, die die 

Urheber- und Leistungsschutzrechte privater TV- und Radiosender vertritt sowie digitale 

verlegerische Angebote. Zu diesem Zweck schließt sie mit den Berechtigten sogenannte 

Wahrnehmungsverträge ab, die es ihr ermöglichen, deren Rechte treuhänderisch 

wahrzunehmen. Gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung gestattet die Klägerin 

ihren Lizenznehmern die Nutzung der Rechte. Mit der Klage wendet sie sich dagegen, 

dass die Beklagte in der Vergangenheit Textteile und Bilder aus den Angeboten der 

Mitglieder der Klägerin für ihre eigenen Dienste nutzte, ohne dafür ein Entgelt zu 

entrichten. Sie nimmt sie auf Schadensersatz wegen der Nutzung von Textausschnitten, 

Bildern und Bewegtbildern für die Anzeige von Suchergebnissen und 

Nachrichtenüberblicken gemäß § 87f in Verbindung mit § 87g des deutschen 

Urheberrechtsgesetzes (UrhG)
1
 seit dem 1. August 2013 in Anspruch.  

                                                           
1
  Urheberrechtsgesetz vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1273) in der jeweils geltenden Fassung. 
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4. Nach Auffassung des vorlegenden Gerichts ist die Klage in der Sache zumindest 

teilweise begründet. Die Entscheidung des Rechtsstreits hänge daher davon ab, 

inwieweit die §§ 87 f bis 87 g UrhG anwendbar sind. Die mit Wirkung zum 1. August 

2013 neu eingeführten Vorschriften waren der Kommission nicht gemäß Artikel 8 

Absatz 1 der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 

Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen 

Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (im 

Folgenden: Richtlinie 98/34)
2
 in der Entwurfsphase mitgeteilt worden. Nach der 

Rechtsprechung des Gerichtshofs sind Vorschriften, die unter Verstoß gegen die in der 

genannten Vorschrift enthaltene Notifizierungspflicht zustande gekommen sind, 

unanwendbar und dürfen dem Einzelnen nicht entgegengehalten werden.
3
 Die 

Unanwendbarkeit erfasst allerdings nicht notwendig alle Bestimmungen eines neuen 

Gesetzes, sondern nur die darin enthaltenen "technischen Vorschriften" im Sinne der 

Richtlinie.
4
 

5. Vor diesem Hintergrund hat das Landgericht Berlin dem Gerichtshof folgende Fragen 

zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

"1. Stellt eine nationale Regelung, die es ausschließlich gewerblichen Betreibern von 

Suchmaschinen und gewerblichen Anbietern von Diensten, die Inhalte aufbereiten, nicht 

aber sonstigen - auch gewerblichen - Nutzern verbietet, Presseerzeugnisse oder Teile 

hiervon (ausgenommen einzelne Wörter und kleinste Textausschnitte) öffentlich 

zugänglich zu machen, nach Art. 1 Nr. 5 der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 über ein Informationsverfahren auf dem 

Gebiet der Normen und technischen Vorschriften eine Regelung dar, die nicht speziell 

auf die unter dieser Nummer definierten Dienste abzielt, 

und, falls dies nicht der Fall ist, 

2. stellt eine nationale Regelung, die es ausschließlich gewerblichen Betreibern von 

Suchmaschinen und gewerblichen Anbietern von Diensten, die Inhalte aufbereiten, nicht 

aber sonstigen - auch gewerblichen - Nutzern verbietet, Presseerzeugnisse oder Teile 

hiervon (ausgenommen einzelne Wörter und kleinste Textausschnitte) öffentlich 

zugänglich zu machen, eine technische Vorschrift im Sinne des Art. 1 Nr. 11 der 

                                                           
2
  ABl. L 204, 21.7.1998, p.37. 

3
  Urteil CIA Security International, C-194/94, EU:C:1994:421. 

4
  Urteil Sebat Ince, C-336/14, EU:C:2016:72, Rn. 68. 
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Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 über 

ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften, 

nämlich eine verbindliche Vorschrift dar, die die Erbringung eines Dienstes betrifft?". 

Auf  Nachfrage des Gerichtshofs hat das vorlegende Gericht zudem klargestellt, dass 

auch Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie 98/34 Gegenstand der Vorlage ist. 

II.  Rechtlicher Rahmen 

A. Unionsrecht 

 

6. Artikel 8 der Richtlinie 98/34 lautet:   

"(1)  Vorbehaltlich des Artikels 10 übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission 

unverzüglich jeden Entwurf einer technischen Vorschrift, sofern es sich nicht um eine 

vollständige Übertragung einer internationalen oder europäischen Norm handelt; in 

diesem Fall reicht die Mitteilung aus, um welche Norm es sich handelt. Sie unterrichten 

die Kommission gleichzeitig in einer Mitteilung über die Gründe, die die Festlegung 

einer derartigen technischen Vorschrift erforderlich machen, es sei denn, die Gründe 

gehen bereits aus dem Entwurf hervor. 

[…]" 

7. Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie 98/34 nehmen die Mitgliedstaaten den Entwurf 

einer technischen Vorschrift nicht vor Ablauf von drei Monaten nach Eingang der 

Mitteilung gemäß Artikel 8 Absatz 1 bei der Kommission an. 

8. Nach Artikel 1 Nummer 11 der Richtlinie 98/34 bezeichnet eine „Technische 

Vorschrift“: 

"Technische Spezifikationen oder sonstige Vorschriften oder Vorschriften betreffend 

Dienste, einschließlich der einschlägigen Verwaltungsvorschriften, deren Beachtung 

rechtlich oder de facto für das Inverkehrbringen, die Erbringung des Dienstes, die 

Niederlassung eines Erbringers von Diensten oder die Verwendung in einem 

Mitgliedstaat oder in einem großen Teil dieses Staates verbindlich ist, sowie — 

vorbehaltlich der in Artikel 10 genannten Bestimmungen — die Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, mit denen Herstellung, Einfuhr, 

Inverkehrbringen oder Verwendung eines Erzeugnisses oder Erbringung oder Nutzung 
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eines Dienstes oder die Niederlassung als Erbringer von Diensten verboten werden. 

[…]" 

9. Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie 98/34 definiert einen "Dienst" folgendermaßen: 

"eine Dienstleistung der Informationsgesellschaft, d. h. jede in der Regel gegen Entgelt 

elektronisch im Fernabsatz und auf individuellen Abruf eines Empfängers erbrachte 

Dienstleistung.  

Im Sinne dieser Definition bezeichnet der Ausdruck  

— „im Fernabsatz erbrachte Dienstleistung“ eine Dienstleistung, die ohne gleichzeitige 

physische Anwesenheit der Vertragsparteien erbracht wird;  

— „elektronisch erbrachte Dienstleistung“ eine Dienstleistung, die mittels Geräten für 

die elektronische Verarbeitung (einschließlich digitaler Kompression) und Speicherung 

von Daten am Ausgangspunkt gesendet und am Endpunkt empfangen wird und die 

vollständig über Draht, über Funk, auf optischem oder anderem elektromagnetischem 

Wege gesendet, weitergeleitet und empfangen wird;  

— „auf individuellen Abruf eines Empfängers erbrachte Dienstleistung“ eine 

Dienstleistung die durch die Übertragung von Daten auf individuelle Anforderung 

erbracht wird. 

[...]" 

10. In Artikel 1 Nummer 5 werden "Vorschriften betreffend Dienste" wie folgt gesetzlich 

definiert: 

 "eine allgemein gehaltene Vorschrift über den Zugang zu den Aktivitäten der unter 

Nummer 2 genannten Dienste und über deren Betreibung, insbesondere Bestimmungen 

über den Erbringer von Diensten, die Dienste und den Empfänger von Diensten, unter 

Ausschluss von Regelungen, die nicht speziell auf die unter dieser Nummer definierten 

Dienste abzielen. 

[…] 

Im Sinne dieser Definition 
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— gilt eine Vorschrift als speziell auf Dienste der Informationsgesellschaft abzielend, 

wenn sie nach ihrer Begründung und ihrem Wortlaut insgesamt oder in Form einzelner 

Bestimmungen ausdrücklich und gezielt auf die Regelung dieser Dienste abstellt; 

— ist eine Vorschrift nicht als speziell auf die Dienste der Informationsgesellschaft 

abzielend zu betrachten, wenn sie sich lediglich indirekt oder im Sinne eines 

Nebeneffekts auf diese Dienste auswirkt.  

[…]" 

 

B. Nationales Recht 

 

11. Durch das Siebente Gesetz zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes
5
 wurde mit 

Wirkung zum 1. August 2013 folgender Abschnitt 7 über das Leistungsschutzrecht der 

Presseverleger in Teil 1 des UrhG eingefügt: 

"Abschnitt 7 

Schutz des Presseverlegers 

§ 87f Presseverleger  

(1) Der Hersteller eines Presseerzeugnisses (Presseverleger) hat das ausschließliche 

Recht, das Presseerzeugnis oder Teile hiervon zu gewerblichen Zwecken öffentlich 

zugänglich zu machen, es sei denn, es handelt sich um einzelne Wörter oder kleinste 

Textausschnitte. Ist das Presseerzeugnis in einem Unternehmen hergestellt worden, so 

gilt der Inhaber des Unternehmens als Hersteller.  

(2) Ein Presseerzeugnis ist die redaktionell-technische Festlegung journalistischer 

Beiträge im Rahmen einer unter einem Titel auf beliebigen Trägern periodisch 

veröffentlichten Sammlung, die bei Würdigung der Gesamtumstände als überwiegend 

verlagstypisch anzusehen ist und die nicht überwiegend der Eigenwerbung dient. 

Journalistische Beiträge sind insbesondere Artikel und Abbildungen, die der 

Informationsvermittlung, Meinungsbildung oder Unterhaltung dienen.  

§ 87g Übertragbarkeit, Dauer und Schranken des Rechts 

                                                           
5
  BGBl. I vom 14.12.2012, S. 2579. 
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1) Das Recht des Presseverlegers nach § 87f Absatz 1 Satz 1 ist übertragbar. Die §§ 31 

und 33 gelten entsprechend. 

(2) Das Recht erlischt ein Jahr nach der Veröffentlichung des Presseerzeugnisses. 

(3) Das Recht des Presseverlegers kann nicht zum Nachteil des Urhebers oder eines 

Leistungsschutzberechtigten geltend gemacht werden, dessen Werk oder nach diesem 

Gesetz geschützter Schutzgegenstand im Presseerzeugnis enthalten ist. 

(4) Zulässig ist die öffentliche Zugänglichmachung von Presseerzeugnissen oder Teilen 

hiervon, soweit sie nicht durch gewerbliche Anbieter von Suchmaschinen oder 

gewerbliche Anbieter von Diensten erfolgt, die Inhalte entsprechend aufbereiten. Im 

Übrigen gelten die Vorschriften des Teils 1 Abschnitt 6 entsprechend. 

§ 87h Beteiligungsanspruch des Urhebers 

Der Urheber ist an einer Vergütung angemessen zu beteiligen." 

12. In den Vorschriften des Teils 1 Abschnitt 6, auf die in § 87g Absatz 4 Satz 2 UrhG 

verwiesen wird, werden die (allgemeinen) Schranken des Urheberrechts geregelt. 

Darunter versteht man diejenigen Vorschriften, die die Rechte des Urhebers begrenzen 

und die einen Ausgleich zwischen den Interessen des Urhebers, dem prinzipiell das 

ausschließliche Nutzungsrecht eingeräumt ist, und gegenläufigen Interessen schaffen 

sollen. Zu diesem Zweck werden in den §§ 44a ff. UrhG zahlreiche Einschränkungen der 

Verwertungsrechte vorgenommen (z.B. die Erlaubnis der Vervielfältigung zu eigenem 

Gebrauch, die Entlehnungsfreiheit für Zitate sowie die Gestattung der öffentlichen 

Wiedergabe im Lehrbetrieb). Ohne die entsprechenden Schranken würde eine Nutzung 

regelmäßig einen Verstoß gegen die Verwertungsrechte darstellen.6    

III. Rechtliche Bewertung 

A. Vorbemerkung: 

13. Die Kommission erlaubt sich, vor Beantwortung der Vorlagefragen auf das Ziel der in 

Artikel 8 der Richtlinie 98/34 verankerten Notifizierungspflicht hinzuweisen, das darin 

                                                           
6
  Die Schranken in den §§ 44a ff. UrhG lassen sich in Begrenzungen zugunsten einzelner Nutzer, der 

Kulturwirtschaft sowie der Allgemeinheit einteilen. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Urheber
https://de.wikipedia.org/wiki/Nutzungsrecht
https://de.wikipedia.org/wiki/Zitat
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besteht, das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes sicherzustellen und 

größtmögliche Transparenz zu gewährleisten, wenn nationale Maßnahmen zur Erstellung 

von Normen oder technischen Vorschriften ergriffen werden.  

14. Handelsbeschränkungen aufgrund technischer Vorschriften für Erzeugnisse sind nur 

zulässig, wenn sie notwendig sind, um zwingenden Erfordernissen zu genügen, und 

wenn sie einem Ziel allgemeinen Interesses dienen, für das sie eine wesentliche Garantie 

darstellen. Daher ist es unerlässlich, dass die Kommission schon vor dem Erlass 

technischer Vorschriften über die erforderlichen Informationen verfügt und dass ihr 

von den Entwürfen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der technischen Vorschriften 

Mitteilung gemacht wird. Desgleichen müssen die Mitgliedstaaten über die geplanten 

technischen Vorschriften unterrichtet sein. Die Kommission und die Mitgliedstaaten 

müssen zudem über die erforderliche Frist verfügen, um Änderungen vorschlagen zu 

können, mit denen solche etwaigen Handelshemmnisse beseitigt oder abgeschwächt 

werden (vgl. auch Erwägungsgründe 4 bis 7, 13).  

15. Nach dem Wortlaut von Artikel 1 Nummer 11 der Richtlinie 98/34 umfasst der Begriff 

der technischen Vorschrift vier Kategorien von Maßnahmen, nämlich erstens 

„technische Spezifikationen“ im Sinne von Artikel 1 Nummer 3 der Richtlinie 98/34, 

zweitens „sonstige Vorschriften“ gemäß der Definition in Artikel 1 Nummer 4 dieser 

Richtlinie,  drittens „Vorschriften betreffend Dienste“ nach Artikel 1 Nummer 5 der 

Richtlinie und viertens „Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, mit 

denen Herstellung, Einfuhr, Inverkehrbringen oder Verwendung eines Erzeugnisses oder 

Erbringung oder Nutzung eines Dienstes oder die Niederlassung als Erbringer von 

Diensten verboten werden“.7 
 

16. Im vorliegenden Fall geht es um die dritte der oben genannten Kategorien und die 

Frage, ob § 87g Absatz 4 UrhG – ggf. in einer Zusammenschau mit § 87f UrhG – eine 

„Vorschrift betreffend Dienste“ im Sinne von Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 98/34 

darstellt. 

                                                           
7
  Urteil Sebat Ince, C-336/14, EU:C:2016:72, Rn. 68. 
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17. Die Erweiterung der Richtlinie 98/34 um "Vorschriften für die Dienste der 

Informationsgesellschaft" erfolgte durch die Richtlinie 98/48.
8
 Grund dafür war, dass 

sich für eine Vielzahl von Diensten im Sinne des Vertrags die Möglichkeiten der 

Informationsgesellschaft nutzen lassen. Die Pflicht zur Unterrichtung der Kommission 

sollte daher insbesondere auf Vorschriften über Dienste erstreckt werden, die 

elektronisch im Fernabsatz und auf individuellen Abruf eines Dienstleistungsempfängers 

erbracht werden (Dienste der Informationsgesellschaft), zumal angesichts ihrer 

Unterschiedlichkeit und ihres künftigen Wachstums der größte Bedarf an neuen 

Vorschriften und Regelungen zu erwarten war (vgl. die Erwägungsgründe 2 und 16 der 

Richtlinie 98/34). 

18. Die Kommission weist in diesem Zusammenhang ausdrücklich darauf hin, dass der 

Bereich des geistigen Eigentums keinesfalls als solcher aus dem Anwendungsbereich der 

Richtlinie 98/34 ausgeschlossen ist. Vielmehr ist eine Einzelfallprüfung der jeweils in 

Frage stehenden nationalen Regelung vorzunehmen. 

B.  Erste Frage: Stellt eine nationale Regelung, die es ausschließlich gewerblichen 

Betreibern von Suchmaschinen und gewerblichen Anbietern von Diensten, die 

Inhalte aufbereiten, nicht aber sonstigen - auch gewerblichen - Nutzern verbietet, 

Presseerzeugnisse oder Teile hiervon (ausgenommen einzelne Wörter und 

kleinste Textausschnitte) öffentlich zugänglich zu machen, eine "Vorschrift 

betreffend Dienste" im Sinne von Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 98/34 dar?" 

19. Die Prüfung der Kriterien des Artikels 1 Nummer 5 durch das nationale Gericht erscheint 

unvollständig und im Hinblick auf die Gesetzessystematik nicht ganz präzise. Es scheint 

die erste Vorlagefrage deshalb zu bejahen, weil die öffentliche Zugänglichmachung von 

Presserzeugnissen oder Teilen hiervon "nur dann unzulässig" sei, "wenn sie durch einen 

gewerblichen Anbieter von Suchmaschinen oder einen gewerblichen Anbieter von 

Diensten erbracht wird, die Inhalte entsprechend aufarbeiten",
9
 ohne dabei jedoch auf 

                                                           
8
  Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 zur Änderung der 

Richtlinie 98/34/EG über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen 

Vorschriften, ABl. L 217 vom 5.8.1998, S. 18–26. 

9
  Vgl. S. 5 des Vorlagebeschlusses. 
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den Wortlaut, die Begründung und die Gesetzessystematik von § 87f UrhG und § 87g 

UrhG Rücksicht zu nehmen. 

20. Auch die Natur der Dienstleistungen, welche die in § 87g Absatz 4 UrhG genannten 

Nutzer erbringen, wird im Vorlagebeschluss nicht weiter thematisiert, da jedenfalls die 

von der Beklagten erbrachten Dienstleistungen in den Anwendungsbereich von Artikel 1 

Nummer 2 der Richtlinie 98/34 zu fallen scheinen, was Voraussetzung für eine Prüfung 

der weiteren Tatbestandsmerkmale von Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 98/34 ist. Auf 

Rückfrage hat das vorlegende Gericht jedoch klargestellt, dass Gegenstand der Vorlage 

auch die Frage ist, ob es sich bei sämtlichen vom Gesetzeswortlaut erfassten Diensten, d. 

h. bei allen "gewerblichen Anbietern von Suchmaschinen" und "gewerblichen Anbietern 

von Diensten, die Inhalte entsprechend aufbereiten", um "Dienstleistungen der 

Informationsgesellschaft" im Sinne von Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie 98/34 

handelt.  

21. Die Kommission wird bei der Beantwortung der Vorlagefrage auf beide Aspekte 

eingehen, die bei der Prüfung von Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 98/34 zu 

berücksichtigen sind. Beide Antworten sprechen hiernach gegen eine Einstufung von  

§ 87g UrhG als eine "Vorschrift betreffend Dienste". 

1. Erstes Argument "gewerbliche Anbieter von Suchmaschinen" und "gewerbliche 

Anbieter von Diensten, die Inhalte entsprechend aufbereiten," erbingen nicht alle 

einen "Dienst" bzw. eine  "Dienstleistung der Informationsgesellschaft" im Sinne 

von Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie 98/34. 

22. Die Kommission ist der Auffassung, dass jedenfalls "gewerbliche Anbieter von 

Suchmaschinen" einen "Dienst" bzw. eine "Dienstleistung der Informationsgesellschaft" 

im Sinne von Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie 98/34 erbringen. Zu bezweifeln ist 

hingegen, dass die Gruppe der "gewerblichen Anbieter von Diensten, die Inhalte 

entsprechend aufbereiten", ausschließlich Nachrichten-Internetseiten (d. h. Online-

Dienste) erfassen soll, wie sie die Beklagte betreibt. Vielmehr scheint sie auch Dienste 

außerhalb des Internets zu erfassen.  

23. Klar scheint zunächst, dass beide Kategorien von Diensten jedenfalls Dienstleistungen 

"gegen Entgelt" im Sinne von Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie 98/34 sind. Die 
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Dienstleistung besteht in der Anzeige von Suchergebnissen unter der Verwendung kurzer 

Textausschnitte und Links oder einer Veröffentlichung "entsprechend aufbereiteter" 

Inhalte. Die Entgeltlichkeit ergibt sich aus dem Adjektiv "gewerblich" im Gesetzestext. 

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs ist es unerheblich, ob das Entgelt für die 

Dienstleistung vom Leistungsempfänger oder aber einem Dritten (z. B. für 

Werbeanzeigen) gezahlt wird.
10

  

24. Relativ unzweifelhaft handelt es sich jedenfalls beim "Betreiben von Suchmaschinen" 

auch um "Dienstleistungen der Informationsgesellschaft" im Sinne von Artikel 1 

Nummer 2 der Richtlinie 98/34. Eine Suchmaschine ist nach allgemeinem Verständnis 

ein Programm zur Recherche von Dokumenten, die in einem Computer oder einem 

Computernetzwerk wie z. B. dem World Wide Web gespeichert sind. Suchmaschinen 

werden also ohne die gleichzeitige physische Anwesenheit der Vertragsparteien, d. h. im 

Fernabsatz im Sinne von Artikel 1 Nummer 2 betrieben. Die Suchergebnisse werden 

mittels Geräten für die elektronische Verarbeitung und Speicherung von Daten am 

Ausgangspunkt gesendet und am Endpunkt empfangen und vollständig über Draht, über 

Funk, auf optischem oder anderem elektromagnetischem Wege gesendet, weitergeleitet 

und empfangen, mithin: elektronisch erbracht. Die Anzeige von Suchergebnissen unter 

der Verwendung kurzer Textausschnitte und Links erfolgt auch auf individuellen Abruf 

durch den Empfänger, der einen Suchbegriff im Internet eingibt und hiermit die Suche 

initiiert. Der Kommission sind keine gewerblichen Suchmaschinen bekannt, die nicht 

elektronisch auf individuellen Abruf im Fernabsatz erbracht werden. 

25. Weniger eindeutig verhält es sich jedoch mit der Gruppe der "gewerblichen Anbieter 

von Diensten, die Inhalte entsprechend aufbereiten". Ausweilich der Begründung des 

Gesetzentwurfs ist Ziel des Siebenten Gesetzes zur Änderung des Urhebergesetzes in 

seiner Gesamtheit, sicherzustellen, dass Presseverleger "im Onlinebereich" nicht 

schlechter gestellt sind als andere Werkvermittler. Es werde ein Leistungsschutzrecht für 

                                                           
10

  Vgl. in diesem Sinne Urteil Sotiris Papasavvas, C-291/13, EU:C:2014:2209, Rn. 28, zu Artikel 2 

Buchst. a der Richtlinie 2000/31, der für den Ausdruck „Dienste der Informationsgesellschaft“ auf 

Artikel 1 Nummer 2 der Richtlinie 98/34 verweist. Der Gerichtshof berief sich u. a. auf den 18. 

Erwägungsgrund der Richtlinie 2000/31, wonach sich die Dienste der Informationsgesellschaft, soweit 

es sich um eine wirtschaftliche Tätigkeit handelt, auch auf Dienste erstrecken, „die nicht von denjenigen 

vergütet werden, die sie empfangen, wie etwa Online-Informationsdienste [oder] kommerzielle 

Kommunikation“. 
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Presseverleger eingeführt, um den Schutz von Presseerzeugnissen – vor dem Hintergrund 

der "digitalen Revolution" – "im Internet" zu verbessern.
11 

Auch in den einzelnen 

Begründungen zu § 87f und  87g UrhG ist von der "digitalen Welt" und vom "Internet" 

die Rede.12 
  

26. Im Wortlaut des Artikel 87g Absatz 4 UrhG werden die Begriffe "digital", "Internet" 

oder "im Netz" jedoch nicht verwendet. Auch Nachrichten-Websites werden im 

Gesetzestext nicht explizit genannt, sondern lediglich in der Gesetzesbegründung als eine 

von mehreren  betroffenen Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern erwähnt.13 

27. Vielmehr wird mit den Worten "Inhalte entsprechend aufbereiten" eine Parallele zur 

Arbeitsweise von den Suchmaschinen im Hinblick auf die Art und Weise der 

Nutzung von Presseerzeugnissen gezogen. Der Gesetzesbegründung ist nicht zu 

entnehmen, dass sich diese Parallele auch auf das Element der Online-Darstellung 

bezieht. So heißt es auf S. 8 des Gesetzesentwurfs (Hervorhebungen hinzugefügt):  

"Der Presseverleger wird so vor der systematischen Nutzung seiner verlegerischen 

Leistung durch gewerbliche Anbieter von Suchmaschinen und von gewerblichen 

Diensten, die Inhalte entsprechend aufbereiten, geschützt, die ihr spezifisches 

Geschäftsmodell gerade auf diese Nutzung ausgerichtet haben.  

Andere Nutzer, wie z. B. Blogger, Unternehmen der sonstigen gewerblichen Wirtschaft, 

Verbände, Rechtsanwaltskanzleien oder private bzw. ehrenamtliche Nutzer, werden 

somit nicht erfasst. Ihre Rechte und Interessen werden durch das vorgeschlagene 

Leistungsschutzrecht für Presseverleger mithin nicht berührt."
14

 

28. Nach dem Verständnis der Kommission können von der Regelung in § 87g Absatz 4 

UrhG, 2. Alternative daher auch Dienste betroffen sein, die Textteile und Bilder aus dem 

Sortiment der Presseverleger systematisch außerhalb des Internets nutzen bzw. ohne 

elektronische Kommunikation. 

                                                           
11

  BT-Drucksache 17/11470 vom 14.11.2012, S. 1 und S. 6. 

12
  BT-Drucksache 17/11470 vom 14.11.2012, S. 7 und 8. 

13
  Vgl. BT-Drucksache 17/11470 vom 14.11.2012, S. 6: "auch so genannte News-Aggregatoren". 

14
  BT-Drucksache 17/11470 vom 14.11.2012. 
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29. Ein Element der Arbeitsweise von Suchmaschinen ist die (automatische) Anzeige von 

Bild- und Textausschnitten u. a. aus verlegerischen Angeboten in Form einer Liste ohne 

(ggf. journalistische) Aufbereitung nach Relevanz oder Wahrheitsgehalt. Internet-

Suchmaschinen erstellen einen Schlüsselwort-Index für die Dokumentbasis, um 

Suchanfragen über Schlüsselwörter mit einer nach Relevanz geordneten Trefferliste zu 

beantworten. Nach Eingabe eines Suchbegriffs liefert eine Suchmaschine unter 

Verwendung eines Algorithmus eine Liste von Verweisen auf möglicherweise relevante 

Dokumente, meistens dargestellt mit Titel und einem kurzen Auszug des jeweiligen 

Dokuments. Eine "entsprechende inhaltliche Aufbereitung" von Presseerzeugnissen ist 

durchaus auch in Bereichen außerhalb des Internets bzw. außerhalb der elektronischen 

Kommunikation zu finden. Denkbar wäre beispielsweise die Erstellung von 

Zusammenfassungen ausgewählter Artikel aus Zeitungen und Zeitschriften nach 

Themen, die von den Kunden bestimmt werden, und der anschließende Versand dieser 

Zusammenfassungen in Papierform. Auch deshalb versteht die Kommission die 

Regelung in § 87g Absatz 4 UrhG so, dass Presseverleger – ohne Rücksicht auf das 

Kommunikationsmedium als solches – jegliche systematische gewerbliche Nutzung ihrer 

Presserzeugnisse, die ohne nennenswerte journalistische Aufbereitung erfolgt, verbieten 

können, sofern sie durch einen Dienstleister erfolgt, der sein Geschäftsmodell hierauf 

ausgerichtet hat. 

30. Eine solche Lesart entspricht auch der technikneutralen Definition des 

Leistungsschutzrechts in § 87f Absatz 1 UrhG. Dieses spricht lediglich von dem Recht, 

"das Presseerzeugnis oder Teile hiervon zu gewerblichen Zwecken öffentlich zugänglich 

zu machen". Der Terminus des "öffentlichen Zugänglichmachens" wird seinerseits in § 

19a UrhG als das Recht definiert, das Werk drahtgebunden oder drahtlos der 

Öffentlichkeit in einer Weise zugänglich zu machen, dass es Mitgliedern der 

Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich ist. 

31. Dem entsprechend ist auch die Definition des "Presseprodukts" in § 87f Absatz 2 UrhG 

technikneutral und stellt in erster Linie auf die verlegerische Leistung ab, die darin 

besteht, journalistische Beiträge redaktionell-technisch festzulegen. Erfasst sind 
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ausdrücklich alle "auf beliebigen Trägern" periodisch veröffentlichte Sammlungen".15 

Der Schutz beschränkt sich folglich nicht auf verlegerische Angebote im Internet.  

32. Für die Lesart, dass – ohne Rücksicht auf das Kommunikationsmedium – prinzipiell 

jegliche systematische gewerbliche Nutzung von Presserzeugnissen verboten ist, sofern 

sie durch einen Dienstleister erfolgt, der sein Geschäftsmodell hierauf ausgerichtet hat, 

scheint schließlich auch die Gesetzeshistorie zu sprechen. Der Kommission ist diese 

zwar nicht im Einzelnen bekannt, jedoch sind im Internet vorbereitende Materialien zu 

finden, die darauf schließen lassen, dass ursprünglich – ohne Rücksicht auf das 

Kommunikationsmedium – eine Abgrenzung zwischen der gewerblichen und der 

privaten Nutzung von Presseerzeugnissen angestrebt war.16  
 

33. Da die Gruppe der "gewerblichen Anbieter von Diensten, die Inhalte entsprechend 

aufbereiten" folglich solche Dienstleistungserbringer einschließt, die ihre Dienste anders 

als mittels elektronischer Kommunikation erbringen, betrifft die Regelung in § 87g 

Absatz 4 UrhG nicht ausschließlich "Dienste der Informationsgesellschaft" im Sinne des 

Artikels 1 Nummer 2 und kann schon aus diesem Grunde nicht als "Vorschrift über 

Dienste" im Sinne des Artikel 1 Nummer 5 angesehen werden.  

2. Zweites Argument: Eine nationale Regelung wie die vorliegende, die Pressverlegern 

ein ausschließliches Leistungsschutzrecht an ihren Presserzeugnissen oder Teilen 

hiervon, mit Ausnahme einzelner Wörter oder kleinster Textausschnitte, einräumt, 

es ihnen aber im Rahmen einer Schrankenregelung lediglich gestattet, dieses Recht 

gegenüber "gewerblichen Betreibern von Suchmaschinen" und "gewerblichen 

Anbietern von Diensten, die Inhalte aufbereiten", auszuüben, stellt keine 

"Vorschrift betreffend Dienste" im Sinne von Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 

98/34 dar. 

34. Wie die Kommission im Folgenden erläutern wird, ist § 87g UrhG auch seiner 

Zielrichtung nach, die anhand des Wortlauts, der Begründung und der 
                                                           
15

  Vgl. hierzu auch die Gesetzesbegründung zu § 87f, BT-Drucksache 17/11470 vom 14.11.2012, S. 8. 

16
  Vgl. den Referentenentwurf vom 13.06.2012, S. 6: "Angesichts dieser Entwicklung muss der 

Gesetzgeber die wirtschaftlichen Interessen von Presseverlegern auf der einen Seite und kommerziellen 

Nutzern auf der anderen Seite neu ausbalancieren." Auch  in der Beschlussempfehlung des 

Rechtsausschusses des Bundestags wird vorgebracht, dass dies die sachgerechte Abgrenzung sei, um 

ein eng begrenztes Leistungsschutzrecht zu schaffen, vgl. BT-Drucksache 17/12534  vom 14.11.2012, 

S. 5 
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Gesetzessystematik zu ermitteln ist, nicht als "Vorschrift über Dienste" im Sinne des 

Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 98/34 anzusehen. In Artikel 1 Nummer 5 wird eine 

"Vorschrift betreffend Dienste" definiert als "eine allgemein gehaltene Vorschrift über 

den Zugang zu den Aktivitäten der unter Nummer 2 genannten Dienste und über deren 

Betreibung, insbesondere Bestimmungen über den Erbringer von Diensten, die Dienste 

und den Empfänger von Diensten, unter Ausschluss von Regelungen, die nicht speziell 

auf die unter dieser Nummer definierten Dienste abzielen"17.
 

35. Wie das vorlegende Gericht zu Recht hervorhebt, wirkt sich die Regelung in § 87f in 

Verbindung mit § 87g Absatz 4 UrhG zwar nicht lediglich zufällig auf die Erbringung 

von Dienstleistungen durch Suchmaschinenbetreiber und Internet-Nachrichtendienste 

aus. Wie oben geschildert, besteht eines der wesentlichen Ziele der §§ 87ff. UrhG darin, 

zu gewährleisten, dass Presseverlage im Onlinebereich nicht schlechter gestellt werden 

als andere Werkvermittler, und den Schutz von Presseerzeugnissen im Internet zu 

gewährleisten.18 Hintergrund ist, dass die wirtschaftlich-organisatorische und technische 

Leistung des Presseverlegers geschützt werden soll, weil er es sei, der durch die gerade 

in der digitalen Welt leicht mögliche gewerbliche Online-Nutzung des 

Presseerzeugnisses durch Dritte geschädigt werde.19 
  

36. Für die Frage, ob die Regelung in § 87g Absatz 4 UrhG der Kommission nach Artikel 5 

Absatz 1 der Richtlinie 98/34 hätte mitgeteilt werden müssen, kommt es aber letztlich 

darauf an, ob sie speziell auf Dienste der Informationsgesellschaft abzielt.  

Nach der Definition im 5. Unterabsatz von Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 98/34  

 gilt eine Vorschrift dann als speziell auf Dienste der Informationsgesellschaft 

abzielend, wenn sie nach ihrer Begründung und ihrem Wortlaut insgesamt oder in 

Form einzelner Bestimmungen ausdrücklich und gezielt auf die Regelung dieser 

Dienste abstellt; 

                                                           
17

  Vgl. auch die Erwägungsgründe 17 und 18 der Richtlinie 98/48. 

18
  BT-Drucksache 17/11470 vom 14.11.2012, S. 6. 

19
  BT-Drucksache 17/11470 vom 14.11.2012, S. 7. 



16 

 

 ist eine Vorschrift dann nicht als speziell auf die Dienste der 

Informationsgesellschaft abzielend zu betrachten, wenn sie sich lediglich indirekt 

oder im Sinne eines Nebeneffekts auf diese Dienste auswirkt. 

37. Nach dem Wortlaut des § 87f UrhG hat der Presseverleger das ausschließliche Recht, 

das Presseerzeugnis oder Teile hiervon zu gewerblichen Zwecken öffentlich zugänglich 

zu machen, es sei denn, es handelt sich um einzelne Wörter oder kleinste 

Textausschnitte. Dem Presseverleger wird somit kraft Gesetzes ein Recht zum Schutz 

der verlegerischen Leistung gewährt, das ihm die ausschließliche Nutzung des 

Presseerzeugnisses (in der Form der öffentlichen Zugänglichmachung) gestattet. Ein 

ausschließliches Nutzungsrecht erlaubt es dem Inhaber bzw. Urheber, sein Werk unter 

Ausschluss aller anderen Personen auf die beschriebene Art zu nutzen und weitere 

Nutzungsrechte daran einzuräumen (Exklusivrecht)20.  

38. Da dieses Exklusivrecht seiner Natur nach erga omnes gilt, ist –  anders als das 

vorlegende Gericht es vorträgt – die öffentliche Zugänglichmachung von 

Presseerzeugnissen oder Teilen hiervon nach dem gesetzgeberischen Konzept also 

zunächst einmal stets unzulässig und nicht etwa nur dann, wenn sie durch einen 

gewerblichen Anbieter von Suchmaschinen oder einen gewerblichen Anbieter von 

Diensten erbracht wird, die Inhalte entsprechend aufarbeiten. Zugleich ist festzuhalten, 

dass die Regelung in § 87f UrhG als solche jedenfalls nicht ausdrücklich und gezielt auf 

die Regelung von Diensten der Informationsgesellschaft abstellt, sondern lediglich die 

Rechte der Presseverleger regelt. 

39. Der Wortlaut des § 87g Absatz 4 UrhG statuiert sodann, jedoch erst in einem zweiten 

Schritt, dass die öffentliche Zugänglichmachung von Presseerzeugnissen oder Teilen 

hiervon zulässig ist, soweit sie nicht durch gewerbliche Anbieter von Suchmaschinen 

oder gewerbliche Anbieter von Diensten erfolgt, die Inhalte entsprechend aufbereiten.  

40. Insofern ist daran zu erinnern, dass die Formulierung "gewerblichen Anbieter von 

Diensten, die Inhalte entsprechend aufbereiten" technikneutral ist und die 

                                                           
20

  Auch der Presseverleger kann Dritten vertraglich gemäß § 31 Abs. 3 UrhG ein Nutzungsrecht 

einräumen, um diesen die kommerzielle Verwertung des Werks zu ermöglichen. 
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Unterscheidung zwischen zulässiger und unzulässiger Nutzung eher nach der Art und 

Weise erfolgt, wie sich gewerbliche Nutzer der Presseerzeugnisse bedienen (ob punktuell 

oder systematisch, unter Berücksichtigung ihres spezifischen Geschäftsmodells, s. oben). 

Dies spricht bereits für sich genommen gegen die Annahme, dass § 87g Absatz 4 UrhG 

ausdrücklich und gezielt auf die Regelung von Diensten der Informationsgesellschaft 

abstellt. 

41. In diesem Zusammenhang ist auch die Überschrift sowie die rechtssystematische 

Einordnung des § 87g Absatz 4 UrhG von Bedeutung. Die Regelung ist demnach als 

Schranke des durch § 87f UrhG geschaffenen Ausschließlichkeitsrechts zu verstehen, 

welche die Bedingungen seiner Geltendmachung näher regelt. Ferner ist in § 87g 

Absatz 4 Satz 2 UrhG ein Verweis auf die allgemeinen Schranken in Teils 1 Abschnitt 6 

UrhG enthalten. Es ist daher davon auszugehen, dass die Regelung in § 87g Absatz 4 

Satz 1 UrhG – ebenso wie diese – einen Ausgleich zwischen den Interessen des 

Rechteinhabers, dem prinzipiell das ausschließliche Nutzungsrecht eingeräumt ist, und 

gegenläufigen Interessen schaffen soll.  

42. Das rechtliche Konzept von Ausnahmen und Beschränkungen von geistigem Eigentum 

ist im internationalen Regelungskontext akzeptiert, der hierfür Maßgaben aufstellt.
21 

Das 

Konzept als solches wird zudem auch in der europäischen Gesetzgebung angewendet, 

beispielsweise in Artikel 5 der Urheberrechtsrichtlinie.
22

 

43. Auch die Gesetzesbegründung verweist eingehend auf die Schranken des neuen 

Leistungsschutzrechts und den hiermit bezweckten Interessenausgleich. So heißt es dort 

wörtlich, dass das neue Leistungsschutzrecht "nur in dem begrenzten Umfang 

gewährleistet werden soll, wie dies zum Schutz berechtigter verlegerischer Interessen 

erforderlich ist", da geänderte Rahmenbedingungen für Presseverleger im Internet 

                                                           
21

  Vgl. etwa für Urheberrechte den sog. Drei-Stufen-Test gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Revidierten 

Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur und Kunst (RBÜ), gemäß Artikel 10 

Absatz 1 des World Copyright Treaty (WCT), Artikel 16 Absatz 2 des WIPO Performances and 

Phonograms Treaty  (WPPT)  

22
  Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur 

Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der 

Informationsgesellschaft, ABl. L 167, S.10. 
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zugleich die Rahmenbedingungen für die Internetnutzung insgesamt betreffen. Das 

Leistungsschutzrecht für Presseverleger werde daher "nur im Rahmen von 

Schrankenregelungen" gewährleistet.23 

44. Die Schrankenregelung in § 87g Absatz 4 UrhG stellt nach Auffassung der Kommission 

daher nicht ausdrücklich und gezielt auf die Regelung von Diensten der 

Informationsgesellschaft ab, sondern regelt das den Presseverlegern eingeräumte und 

den Grunde nach gegenüber jedermann geltende Leistungsschutzrecht umfassend im 

Verhältnis zu sämtlichen betroffenen Drittinteressen (d. h. denjenigen sonstiger Nutzer). 

Sie wirkt sich lediglich indirekt oder im Sinne eines Nebeneffekts auf Dienste der 

Informationsgesellschaft aus.  

45. Es handelt sich nach oben Gesagtem bei § 87g Absatz 4 UrhG daher nicht um eine 

"Vorschrift über Dienste" im Sinne des Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 98/34. 

C. Zweite Frage: Ist die oben genannte Regelung eine Vorschrift betreffend Dienste 

im Sinne von Artikel 1 Nummer 11 der Richtlinie 98/34, welche rechtlich oder de 

facto für die Erbringung des Dienstes in einem Mitgliedstaat oder in einem 

großen Teil dieses Staates verbindlich ist? 

46. Das vorlegende Gericht hat die zweite Frage nur für den Fall gestellt, dass die erste 

Vorlagefrage zu verneinen ist. Sie braucht daher nicht mehr beantwortet zu werden.  

47. Lediglich der Vollständigkeit halber weist die Kommission darauf hin, dass die 

Formulierung der Frage missverständlich ist, weil nicht klar wird, ob sie sich tatsächlich 

auf ein Tatbestandsmerkmale des Artikel 1 Nummer 11 bezieht, das über die in Artikel 1 

Nummer 5 ohnehin enthaltenen Tatbestandsmerkmale hinausgeht (d. h. auf den Grad der 

Verbindlichkeit der nationalen Vorschrift). 

48. Es ist vorliegend offensichtlich, dass die in § 87g Absatz 4 UrhG enthaltene 

Schrankenregelung für die Pressverleger gegenüber sämtlichen dort aufgeführten 

                                                           
23

  BT-Drucksache 17/11470 vom 14.11.2012, S.8. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf Suchmaschinen, 

da der Gesetzgeber die reine Verlinkung von Presserzeugnissen als solche keinesfalls verhindern oder 

generell kostenpflichtig machen wollte. 
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Nutzergruppen verbindlich gilt. Nach oben Gesagtem handelt es sich bei dieser 

Vorschrift aber nicht um eine "Vorschrift betreffend Dienste" im Sinne der dritten 

Kategorie von Art. 1 Nummer 11 der Richtlinie 98/34 (s. oben). 

VI. Antwortvorschlag 

49. Vor diesem Hintergrund macht die Kommission folgenden Antwortvorschlag: 

"Eine nationale Regelung wie die vorliegende, die Presseverlegern ein 

ausschließliches Leistungsschutzrecht an ihren Presseerzeugnissen oder Teilen 

hiervon, mit Ausnahme einzelner Wörter oder kleinster Textausschnitte, einräumt, es 

ihnen aber im Rahmen einer Schrankenregelung lediglich gestattet, dieses Recht 

gegenüber "gewerblichen Betreibern von Suchmaschinen" und "gewerblichen 

Anbietern von Diensten, die Inhalte aufbereiten", auszuüben, betrifft nicht 

ausschließlich "Dienstleistungen der Informationsgesellschaft" im Sinne von Artikel 1 

Nummer 2 und stellt auch ihrem Wortlaut, ihrer Begründung und ihrer Wirkung nach 

nicht ausdrücklich und gezielt auf die Regelung von Diensten der 

Informationsgesellschaft ab. Sie ist daher nicht als "Vorschrift betreffend Dienste" im 

Sinne von Artikel 1 Nummer 5 der Richtlinie 98/34 anzusehen."   
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